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Dr. Gerd Landsberg, 

Geschäftsführendes 

Präsidialmitglied des  

Deutschen Städte- 

und Gemeindebundes

V o R w o R t  d E S  d E U t S c h E n 
S t ä d t E -  U n d  g E M E I n d E b U n d E S

Wirtschaftsförderung wichtiger Standortfaktor 

Die Zukunft der Städte und Gemeinden hängt maßgeblich davon ab, 

ob es gelingt, vor Ort ausreichend Arbeitsplätze zu sichern und neu 

zu schaffen. Dabei spielt die kommunale Wirtschaftsförderung eine 

entscheidende Rolle. Wirtschaftsförderung ist auch ein kommunal-

politisches Steuerungselement, um eine Stadt, eine Gemeinde oder 

eine ganze Region zu entwickeln. Gerade vor dem Hintergrund der 

Globalisierung und der zunehmenden Vernetzung der Wirtschaft, 

wird auch der Informationsaustausch für erfolgreiche Wirtschaftsför-

derung immer wichtiger. Vor diesem Hintergrund hat der Deutsche 

Städte- und Gemeindebund erneut eine bundesweite Befragung von 

Wirtschaftsförderungseinrichtungen durchgeführt. Die Ergebnisse 

liefern eine Vielzahl von Anknüpfungspunkten für die kommunale 

Politik. 

Neben den klassischen Themenfeldern der Wirtschaftsförderung 

wird deutlich, dass es zukünftig noch mehr um eine ganzheitliche 

Standortentwicklung unter Einbeziehung von Lebensbereichen wie 

Familie, Bildung und Freizeit und der Nutzung von Social-Media-

Anwendungen geht. Zum Ergebnis der Umfrage haben wir 10 The-

sen des Deutschen Städte- und Gemeindebundes zur kommunalen 

Wirtschaftsförderung entwickelt. Sie fassen die aktuellen Trends und 

Herausforderungen zusammen und sollen Denkanstöße für eine 

Weiterentwicklung der Wirtschaftsförderung geben.

Berlin, im Juni 2013

Dr. Gerd Landsberg
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I  Ergebnisse der Umfrage „Aktuelle Situation der 
kommunalen Wirtschaftsförderung in der Bundesrepublik 
Deutschland 2012“ in Städten und Gemeinden zwischen 
10 000 und 50 000 Einwohnern

 

1  E I n f ü h R U n g

1.1  Kontext

Was macht einen erfolgreichen Standort 

aus und welche Gestaltungsmöglichkeiten 

haben dabei die kommunalen Wirtschafts-

förderer?1 Globalisierung, tech no logischer 

Wandel, demografische Entwicklung und 

die Energiewende verändern stetig die 

Anforderungen von Unternehmen aus 

Industrie, Handwerk und Dienstleistungs-

branche an die Standorte. Aufgabe der 

Wirtschaftsförderung ist deshalb, Trends 

frühzeitig zu erkennen und zum Wohle der 

Kommune zu nutzen. Die kommunale Wirt-

schaftsförderung unterliegt daher einem 

Prozess der ständigen Weiterentwicklung. 

Idealerweise kann eine wirkungsvolle Wirt-

schaftsförderung Strategien und Projekte 

entwickeln, die den lokalen Standort für 

Unternehmen zukunftsfähig machen.

Die damit verbundenen Fragen sind 

äußerst vielfältig: Wie sehen etwa die 

Arbeitswelt und Produktionsweisen von 

morgen aus – und welche Gewerbe-

flächen sind dafür erforderlich? Welche 

Kompetenzen und Qualifikationen benö-

tigen die Fachkräfte von morgen? Wel-

che Chancen haben Kommunen, sich 

mit neuen Technologien im Standortwett-

bewerb zu positionieren?

Erkenntnisse darüber, wie Wirtschafts-

förderungseinrichtungen organisiert und 

ausgestattet sind, welchen Herausforde-

rungen sie sich stellen müssen und was 

die Schwerpunkte ihrer Arbeit sind, wer-

den in der Regel nur durch Umfragen bei 

größeren Städten gewonnen. Auch das 

Deutsche Institut für Urbanistik (Difu), 

welches in der Vergangenheit mehrfach 

Umfragen zur Situation der kommunalen 

Wirtschaftsförderung durchgeführt hat, 

hat bisher nur größere Städte befragt.

Wirtschaftsförderung findet flächen-

deckend in Kommunen jeder Größen-

klasse statt. Ihre Organisation und Bedin-

gungen sind jedoch nicht ohne weiteres 

mit denen von großen Städten vergleich-

bar. Es besteht daher ein Bedürfnis, ein 

genaueres Bild über die Wirtschaftsför-

derungseinrichtungen in kleinen Städten 

und Gemeinden zu gewinnen, um aktu-

elle Trends zu erkennen und idealerweise 

auch Ansatzpunkte für eine Optimierung 

der Wirtschaftsförderung zu geben.

Ziel der Umfrage ist demnach, die 

aktuelle Situation und neue Entwick-

lungen in der kommunalen Wirtschafts-

förderung in kleineren und mittleren 

Städten und Gemeinden in Deutschland 

zu erfassen. Auf diese Weise werden 

zum einen die Daten der ersten Umfrage 

des DStGB zur Situation der kommu-

nalen Wirtschaftsförderung 2007 aktua-

lisiert.2 Zum anderen werden gegenüber 

der ersten Befragung zwei weitere The-

menfelder aufgenommen: Die Gewerbe-

flächenentwicklung sowie der Einsatz von 

Social Media Instrumenten in der kom-

munalen Wirtschaftsförderung.

1.2  Umfrage

In 2012 hat der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund die Umfrage zum Thema 

„Kommunale Wirtschaftsförderung“ 

bei Städten und Gemeinden zwischen 

10 000 und 50 000 Einwohnern durch-

geführt. Die Konzeption der Befragung 

erfolgte durch das Deutsche Institut für 

Urbanistik (Difu), das auch die Datenaus-

wertung übernommen hat. Die Umfrage 

ergänzt eine aktuelle Befragung des Difu 

bei Städten größer 50 000 Einwohnern. 

Die Umfrage wurde erstmals in Koopera-

tion mit Kienbaum Management Consul-

tants GmbH durchgeführt.

Die Städte und Gemeinden wurden 

über die Mitgliedsverbände des DStGB 

angesprochen. Ergänzend wurden die 

Teilnehmer der Umfrage von 2007 direkt 

kontaktiert.

Die Umfrage ist nach wissenschaftli-

chen Maßstäben nicht empirisch reprä-

sentativ. Von den etwa 1 350 Städten und 

Gemeinden zwischen 10 000 und 50 000 

Einwohnern haben 184 geantwortet. Die 

Ergebnisse lassen gleichwohl die Beschrei-

bung der Bedingungen und Strukturen 

einer kommunalen Wirtschaftsförderung in 

kreisangehörigen Gemeinden zu.

2   o R g a n I S at I o n 
U n d  a U S S tat t U n g 
d E R  w I R t S c h a f t S -
f ö R d E R U n g

2.1   Organisationsformen

Wirtschaftsförderung ist eine freiwillige 

Aufgabe der Städte und Gemeinden.3 Sie 

entscheiden, ob sie die Aufgabe wahr-

nehmen und wie diese organisieren. Die 

Städte und Gemeinden können dafür die 

Organisationsform eines Amtes oder eines 

Fachbereiches, eines Eigenbetriebes, 

oder einer eigenen Gesellschaft wählen. 

Die Wirtschaftsförderung kann allein oder 

1 Wenn im folgenden Text von Wirtschaftsförder-
ern, Bürgermeistern oder Teilnehmern die Rede 
ist, so sind jeweils Männer und Frauen gemeint. 
Zur leichteren Lesbarkeit wird jedoch nur die 
männliche grammatikalische Form verwendet. 

2 Ergebnisse der Umfrage sind veröffentlicht als 
DStGB-Dokumentation 84, Verlag WINKLER & 
STENZEL GmbH, 2008; www.dstgb.de.

3 Im Folgenden werden die Worte „Städte“, 
„Gemeinden“ und „Kommunen“ synonym ver-
wendet. Zwar ist Gemeinde der in Art. 28 GG ver-
wendete Begriff und umfasst begrifflich sowohl 
Städte als auch Gemeinden; zur sprachlichen 
Auflockerung werden aber alle drei genannten 
Begriffe genutzt. 
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oRganISat Ion dER koMMUnalEn wIRtSchaftSföRdERUng

alle Kommunen

8 %
privatrechtliche 

Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaft 44 %

Teil eines Amtes

20 %
eigenes Amt/eigener 
Fachbereich

15 %
Sonstiges 

(z.B. Stabstelle)

10 %
Kreiseinrichtung übernimmt 

Wirtschaftsförderung für 
kreisangehörige Kommunen

3 %
Kooperationseinrichtung 

mehrerer Kommunen

0,4 %
Eigenbetrieb

Quelle: DStGB-Umfrage Wirtschaftsförderung 2012

wIRtSchaftSföRdERUng alS  tE Il  E InES aMtES

Kommunen, in denen Wirtschaftsförderung als Teil eines Amtes organisiert ist

18 %
Bürgermeister

13 %
Hauptamt/ 
Zentrale Dienste

21 %
Bauamt

23 %
Finanzen/Kämmerei

9 %
Liegenschaften

7 %
Stadtplanung/

Stadtentwicklung

6 %
Stabstelle

3 %
Sonstiges

Quelle: DStGB-Umfrage Wirtschaftsförderung 2012

in interkommunaler Kooperation oder 

unter Einbindung Dritter erbracht werden.

Fast zwei Drittel der antwortenden 

Städte und Gemeinden haben sich dafür 

entschieden, die Wirtschaftsförderung als 

Amt (20 %) bzw. Teil eines Amtes (44 %) 

zu organisieren.

Sogar acht Prozent der Städte und 

Gemeinden dieser Größenklasse haben für 

die Wirtschaftsförderung die Form einer 

privatrechtlichen Gesellschaft gewählt. 

Davon bilden die Gesellschaften im 

100-prozentigen Eigentum der Gemeinde 

den größten Anteil. Es gibt jedoch auch 

Beispiele für Minderheitenbeteiligungen 

der Städte und Gemeinden oder sogar für 

die vollständige Trägerschaft durch ein 

Unternehmen, das nicht im Eigentum der 

Gemeinde ist. In zehn Prozent der Fälle hat 

sich die Gemeinde entschieden, die Wirt-

schaftsförderung auf den Kreis zu übertra-

gen. Daneben gibt es eine Reihe weiterer 

Formen, wie der hohe Anteil von 15 Pro-

zent „Sonstige“ anzeigt, zu denen unter 

anderem Beteiligungen von kreisangehö-

rigen Gemeinden an der Wirtschaftsförde-

rungsgesellschaft von Kreisen zählen.

Soweit die Wirtschaftsförderung Teil 

eines Amtes ist, werden hierfür fast in der 

Hälfte der Fälle die Kämmerei (23 %) und 

das Bauamt (21 %) gewählt. Weitere Ver-

waltungsstellen mit großer Bedeutung sind 

der Bürgermeister (18 %), das Hauptamt 

(13 %) und das Liegenschaftsamt (9 %). 

Dazu ist zu bemerken, dass auch unter 

„Sonstiges“ nochmals fast die Hälfte der 

Nennungen auf die Erledigung der Auf-

gabe in einer Stabsstelle oder durch den 

Bürgermeister aufzeigten.

Vergleicht man diese Ergebnisse mit 

denen aus der Umfrage bei den Städten 

mit mehr als 50 000 Einwohnern, so fällt 

auf, dass der wesentliche Unterschied 

in der erheblich stärkeren Verbreitung 

der Organisationsform „privatrechtliche 

Wirtschaftsförderungsgesellschaft“ liegt. 

Bei den großen Städten ist jede Dritte 

Wirtschaftsförderungseinrichtung eine 

Gesellschaft (34 %). Die Amtsform als 

eigenständiges Amt oder als Teil eines 

Amtes ist auch in den großen Städten mit 

56 Prozent am weitesten verbreitet.

Abbildung 1

Abbildung 2



7  
 
 7-8_2013

PERSonalaUSStattUng dER koMMUnalEn 
wIRtSchaftSföRdERUng

Alle Kommunen
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Quelle: DStGB-Umfrage Wirtschaftsförderung 2012
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Im Vergleich zu den Ergebnissen 2007 

ist die Häufigkeit der unterschiedlichen 

Organisationsformen gleich geblieben. 

Der scheinbare Rückgang der Amtsform 

erklärt sich dadurch, dass 2012 eine wei-

tere Antwortmöglichkeit hinzugekommen 

ist. Bisher war die Übernahme der Wirt-

schaftsförderung durch den Kreis in der 

Antwort „Sonstiges“ enthalten, die im Ver-

Abbildung 3

Abbildung 4

gleich zu 2007 weniger oft gewählt wurde. 

Im Verhältnis zur Befragung 2007 fällt 

darüber hinaus auf, dass die Anzahl der-

jenigen Städte und Gemeinden, bei denen 

die Wirtschaftsförderung durch die Bür-

germeister selbst wahrgenommen wird, 

von einem knappen Drittel auf ein knappes 

Fünftel gesunken ist. Das kann ein Hin-

weis dafür sein, dass die große Bedeutung 

der Wirtschaftsförderung nicht nur poli-

tisch zum Ausdruck kommt (Ansiedlung 

der Aufgabe beim Bürgermeister), son-

dern auch organisatorisch in der Weise, 

dass zusätzliche Mitarbeiter der Verwal-

tung mit den Aufgaben betraut werden.

2.2   Personal- und Finanzaus-
stattung der kommunalen 
Wirtschaftsförderung

Die Personalausstattung der Wirtschafts-

förderungseinrichtungen ist im Vergleich 

zu 2007 weitgehend unverändert geblie-

ben. Eine relativ große Gruppe von 22 Pro-

zent der Antwortenden hat mehr als zwei 

Mitarbeiter in der Wirtschaftsförderung. 

Darin enthalten sind auch die sechs 

Prozent der Wirtschaftsförderungen, die 

sogar über drei und mehr Mitarbeiter ver-

fügen. Ein weiteres starkes Fünftel hat 

ein bis zwei Mitarbeiter und 61 Prozent 

der Wirtschaftsförderungen haben bis zu 

einem Mitarbeiter. Nur bei 16 Prozent der 

Wirtschaftsförderungen steht weniger als 

ein Mitarbeiter zur Verfügung.

Die Personalausstattung der Wirt-

schaftsförderung in kreisangehörigen 

Gemeinden bleibt damit begrenzt. Dem-

entsprechend haben 77 Prozent der Ant-

wortenden angegeben, dass mehr Per-

sonal ein wichtiger Ansatzpunkt wäre, 

die Arbeit der Wirtschaftsförderung zu 

verbessern. Im Jahr 2007 gaben dies 

79 Prozent an.

Demgegenüber wird bei der Finanz-

ausstattung eine verbesserte Ausstattung 

erkennbar. Zwar ist in 50 Prozent aller 

Fälle eine gleichbleibende Ausstattung 

während der letzten fünf Jahre gegeben, 

aber ein knappes Drittel von 31 Prozent 

hat auch ein leichtes oder sogar starkes 

Wachstum (6 %) des Budgets erlebt. 

19 Prozent mussten hingegen mit Kür-

zungen ihres Budgets umgehen. Dieses 

Bild bleibt leicht abgeschwächt erhal-

ten, wenn nach den Erwartungen für die 

mittelfristige Budgetentwicklung gefragt 

wird. Das ist angesichts der beschlos-

senen Schuldenbremse, die auch auf 

kommunaler Ebene eher zu verringer-

ten Budgetspielräumen führen wird, eine 

positive Erwartung.
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aUfgabEnSchwERPUnktE  dER wIRtSchaftSföRdERUng

Alle Kommunen

0 20 40 60 80 100Prozent

Bestandspflege

Unternehmens-
ansiedlungen / 
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Sonstiges

sehr wichtig eher wichtig

Existenzgründungen

eher unwichtig

Quelle: DStGB-Umfrage Wirtschaftsförderung 2012
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3   aUfgabEn  Und 
thEMEnSchwERPUnktE 
dER  wIRtSchaftS -
föRdERUng

3.1  Aufgabenschwerpunkte

Wie schon in 2007, haben wir wieder 

nach den Aufgabenschwerpunkten der 

Wirtschaftsförderung gefragt und eine 

Strukturierung in „Bestandspflege“, 

„Ansiedlungen“, Existenzgründung“ und 

„Sonstiges“ angeboten.

Eindeutig als wichtigste Aufgabe 

wurde die Bestandspflege genannt. Für 

beinahe alle (99 %) ist diese wichtig oder 

sehr wichtig (82 %). Die Ansiedlung von 

Unternehmen wird zwar ebenfalls von 

fast allen (95 %) als wichtig oder sehr 

wichtig eingeschätzt. Der Anteil derjeni-

gen, die diese Aufgabe als sehr wichtig 

ansehen, ist aber rund 20 Prozent kleiner 

als derjenigen, die die Bestandspflege als 

„sehr wichtig“ ansehen. Existenzgrün-

dungen wurden von 69 Prozent als wich-

tig angesehen, von 24 Prozent sogar als 

sehr wichtig. Sehr hoch ist mit 58 Prozent 

der Antwortenden der Anteil derjenigen, 

die in sonstigen Bereichen ihre Aufga-

benschwerpunkte haben.

Im Vergleich zur Befragung 2007 

ergeben sich drei wesentliche Verände-

rungen. Die Bestandsentwicklung ist in 

ihrer Bedeutung nochmals gestiegen. Bei 

der ersten Befragung gaben nur 70 Pro-

zent an, diese Aufgabe sei ein sehr wich-

tiger Schwerpunkt. Diese Bedeutungs-

steigerung reflektiert die Vermutung, 

dass unter den Bedingungen der Wirt-

schafts- und Finanzkrise Neuansied-

lungen schwieriger mit Mitteln der Regio-

nalpolitik zu fördern sein werden.

Auch die Existenzgründung wurde von 

einem gewachsenen Anteil der Befragten 

(Anstieg um vier Prozent) als sehr wich-

tig angesehen. Dies zeigt, dass die poli-

tische Bewertung der Bedeutung von 

Existenzgründungen sich in der Praxis 

weiter durchsetzt. Allerdings zählt „Exi-

stenzgründung“ noch nicht zu den zehn 

aktuell beziehungsweise zukünftig wich-

tigsten Aufgaben der kommunalen Wirt-

schaftsförderungen (dazu siehe unten 

Abschnitt 3.2). Dies kann an der kon-

kreten Aufgabenteilung der Wirtschafts-

förderungsakteure im Bereich Existenz-

gründungen liegen. Typischer Weise wird 

die sehr eng mit dem Begriff der Grün-

dungsförderung verbundene Gründungs-

beratung von größeren Kommunen, den 

Kreisen und den Wirtschaftspartnern wie 

den Industrie- und Handelskammern 

vorgenommen. Die Rolle der kreisan-

gehörigen Gemeinden liegt eher bei der 

Unterstützung der gegründeten jungen 

Unternehmen.

Auffällig ist der starke Anstieg der 

Nennungen im Bereich der sonstigen 

Aufgabenschwerpunkte. Diese lassen 

sich unter die Begriffe Menschen (Aus-

bildung/Fachkräfte), Marketing (Stadt-/

Standort- und Regionalmarketing) und 

Netzwerke (interkommunale Zusammen-

arbeit, Hochschulkooperationen, Cluster) 

zusammenfassen. Sie geben einen Aus-

blick auf die Bedeutungsentwicklung der 

fachlichen Schwerpunkte der kommu-

nalen Wirtschaftsförderung.

Betrachtet man nicht nur die qualita-

tive Einschätzung nach Bedeutung der 

Aufgabenschwerpunkte, sondern auch 

den für die Aufgaben eingesetzten Zeit-

aufwand, wird die gestiegene Bedeutung 

der Bestandspflege bestätigt. Sie nimmt 

beinahe 50 Prozent der Zeit in Anspruch 

und ist von mittleren 43 Prozent  auf 

49 Prozent  gestiegen. Konsequenter 

Weise ist der Zeitaufwand für Ansied-

lungen im Mittel gesunken, nämlich von 

34 Prozent  der Zeitanteile der Arbeits-

zeit auf 30 Prozent. Der Zeitaufwand für 

die Betreuung von Existenzgründungen 

ist leicht gestiegen, was zur gestiegenen 

Bedeutung passt, aber bei diesen gerin-

gen Unterschieden (2 % gegenüber 

2007) nicht sehr belastbar ist.

Überraschend ist hingegen, dass die 

Bedeutung der sonstigen Aufgaben in der 

qualitativen Aussage angestiegen ist, in 

der Umsetzung der täglichen Arbeit aber 

mit einem geringeren Zeitbudget aus-

kommen muss (Tabelle 1).

Im Vergleich zu den Zeitbudgets 

der großen Städte fällt auf, dass es bei 

den kleinen und mittleren Städten und 

Gemeinden eine parallele Entwicklung 

bei der Bestandspflege gibt. Betrachtet 

man die Arbeitszeitanteile, die auf die 

verschiedenen Aufgabenfelder verwendet 

werden, so zeigt sich die Dominanz der 

Bestandspflege nochmals deutlich. In der 

Umfrage des Difu bei den großen Städten 

zeigte sich, dass in 60 Prozent  der ant-

wortenden Wirtschaftsförderungseinrich-

tungen die Bestandspflege über 50 Pro-

Abbildung 5
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thEMEnfEldER dER koMMUnalEn 
wIRtSchaftSföRdERUng

alle Kommunen – aktuelle und wichtigste Themenfelder – „Top 10“

die gegenwärtig drei wichtigsten 
Themen der Wirtschaftsförderung

aktuelle Themen der 
Wirtschaftsförderung

Vermittlung von Gewerbe- und 
Industrieflächen

Standortmarketing

Entwicklung von Gewerbe- und 
Industrieflächen

Einzelhandelsentwicklung

Verbesserung wirtschaftsnaher 
Infrastruktur

Stadtmarketing

Tourismusförderung

Fachkräftemangel

Fördermittelberatung

Lokale Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik
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ZE ItantE Il  dES  aUfgabEnfEldES aM gESaMtSPEktRUM 
dER aRbE It  dER  wIRtSchaftSföRdERUng IM VERglE Ich 
2012 -  2007

% der Arbeitszeit 2012 % der Arbeitszeit 2007

Bestandspflege 49 43

Ansiedlung 30 34

Existenzgründung 12 10

Sonstiges 9 13

zent  der täglichen Arbeitszeit bindet.4 Für 

Unternehmensansiedlungen verwenden 

nur acht Prozent  der Wirtschaftsförderer 

einen gleich hohen Anteil ihrer Arbeits-

zeit. Der Anteil der Wirtschaftsförderer, 

die für die Bestandspflege beziehungs-

weise die Ansiedlungen zwischen einem 

Fünftel und der Hälfte ihrer Arbeitszeit 

aufwenden, ist mit 37 Prozent  bezie-

hungsweise 39 Prozent  etwa gleich 

hoch. Vor dem Hintergrund der Beson-

derheit der Existenzgründungsberatung 

und -förderung ist es bemerkenswert, 

dass immerhin neun Prozent  der Wirt-

schaftsförderungen zwischen 21 Prozent  

und 49 Prozent  ihrer täglichen Arbeits-

zeit für die Existenzförderung einsetzen.

3.2   Aktuelle und wichtige 
Themenfelder der Wirt-
schaftsförderung

Die Aufgabenschwerpunkte geben keine 

konkreten Hinweise auf die Themen-

felder, die die Wirtschaftsförderungen 

beschäftigen. Die Hinweise auf die son-

stigen Aufgabenschwerpunkte zeigen, 

dass sich ein genauerer Blick lohnen 

könnte. Im Fragebogen wurde danach 

unterschieden, mit welchen aktuellen 

Themen sich die Wirtschaftsförderungen 

befassen, welche Themen sie also kon-

kret bearbeiten und welche Themen sie 

als zukünftig wichtig ansehen.

Es stellt sich heraus, dass den Wirt-

schaftsförderern „kein Thema fremd 

ist“. Vielmehr werden alle Themen auch 

durch Wirtschaftsförderungseinrich-

tungen kreisangehöriger Gemeinden 

bearbeitet. Dies erfolgt allerdings nicht 

flächendeckend, es bearbeitet also nicht 

jede Einrichtung alle Themen; es bestä-

tigt sich aber die Erkenntnis aus 2007, 

dass alle Aufgaben unabhängig von der 

Gemeindegröße vor Ort wahrgenommen 

werden. Unabhängig davon gibt es eine 

klare Rangliste von „Top 10 Themen“.

Als die wichtigsten aktuellen Themen wer-

den die Vermittlung von Gewerbe- und 

Industrieflächen, die Entwicklung ent-

sprechender Flächen und die Einzelhan-

delsentwicklung betrachtet. Das weicht 

etwas ab von der Anzahl der Nennungen, 

mit welchen Themen die Wirtschaftsför-

derung befasst ist. Die Einzelhandelsent-

wicklung wird als wichtiger angesehen als 

das Standortmarketing (wenn auch nur 

leicht), mit dem sich mehr Einrichtungen 

aktuell befassen.

Auffällig ist, dass zwei Themen neu 

aufgetaucht sind, die 2007 noch nicht 

prominent waren. Das Thema Fachkräf-

temangel und die lokale Arbeitsmarkt- 

und Beschäftigungspolitik gehören zu 

den zehn meistgenannten Themen, 

sowohl was die aktuelle Befassung 

angeht, als auch die Einschätzung ihrer 

Bedeutung. Daraus kann der Schluss 

gezogen werden, dass der demografische 

Tabelle 1

4 Vgl. Daniel Zwicker-Schwarm: Kommunale Wirt-
schaftsförderung 2012: Strukturen, Handlungs-
felder, Perspektiven, Berlin 2013 (Difu-Paper), 
S. 9. Abbildung 6
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zukünftig eines der drei wichtigsten 
Themen

die gegenwärtig drei wichtigsten 
Themen der Wirtschaftsförderung

Vermittlung von Gewerbe- 
und Industrieflächen

Entwicklung von Gewerbe- 
und Industrieflächen

Einzelhandelsentwicklung

Standortmarketing

Verbesserung wirtschafts-
naher Infrastruktur

Stadtmarketing

Fachkräftemangel

Tourismusförderung

Lokale Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik

Fördermittelberatung

Prozent

Quelle: DStGB-Umfrage Wirtschaftsförderung 2012
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Wandel mittlerweile die Arbeit der kom-

munalen Wirtschaftsförderer maßgeblich 

beeinflusst. Die Kommunen sind nicht 

nur passiv betroffen (Fachkräftemangel), 

sondern sie sollten auch aktiv an Anpas-

sungsmaßnahmen (Lokale Arbeitsmarkt-

politik) arbeiten.

Die Beantwortung der Frage, was denn 

die wichtigsten Themen der kommunalen 

Wirtschaftsförderung sind, führte zum sel-

ben Ergebnis. Lediglich die Reihung, ob 

also ein Thema auf Rang zwei oder vier 

der wichtigsten Themen im Verhältnis zu 

den aktuell bearbeiteten Themen steht, 

verändert sich. Interessant ist jedoch, 

dass dem Fachkräftemangel eine weiter 

steigende Bedeutung zugesprochen wird, 

ohne dass eine ähnliche Einschätzung für 

die lokale Arbeitsmarktpolitik vorgenom-

men wird. Dieser wird zwar ebenfalls als 

eines der zukünftigen zehn wichtigsten 

Themen angesehen, aber eben nur von 

8,2 Prozent der Antwortenden im Gegen-

satz zu 27,7 Prozent derjenigen, die den 

Fachkräftemangel für eines der drei wich-

tigsten zukünftigen Themen halten.

Ähnlich fällt die Einschätzung der 

Einzelhandelsentwicklung als wichtiges 

Thema für die Gegenwart und Zukunft 

aus. Sie gehört nach Angaben der Wirt-

schaftsförderer zu den Top 3-Themen. 

Die Berichte in der Fachdiskussion über 

die Nahversorgung mit Lebensmitteln 

und Waren des täglichen Bedarfs, aber 

auch gerichtliche Entscheidungen wie 

die des Verwaltungsgerichts Halle vom 

24. April 20125 bestätigen dies. Darü-

ber hinaus wird die Einzelhandelsent-

wicklung auch grundsätzlich für wichtig 

gehalten. Zukünftig wird die Bedeutung 

nach Einschätzung der Befragten abneh-

men (aber weiterhin zu den Top 10-The-

men gehören). Vielleicht wird die Einzel-

handelsentwicklung aber auch nur als 

Unterfall des allgemeinen Strukturwan-

dels gesehen, der sich für etwa ein Sech-

stel der Städte und Gemeinden als eine 

Abbildung 7

der prägenden Herausforderungen der 

Zukunft darstellt.

Interessanterweise zeigt das Umfra-

geergebnis, dass einige in Veröffent-

lichungen als hoch eingeschätzte Themen 

im praktischen Alltag der Wirtschaftsför-

derer und deren Einschätzung nur selten 

als besonders wichtig genannt wurden. 

Weniger als zehn Prozent der Befragten 

sahen Tourismusförderung oder mit Koo-

peration zusammenhängende Themen 

als wichtig an. Dies kann daran liegen, 

dass eine eigene Organisationseinheit 

„Tourismus“ eingerichtet wurde oder der 

Schwerpunkt der Aufgabenwahrnehmung 

nicht im gemeindlichen Bereich verortet 

ist, sondern übergemeindlich (Regional-

management, Clusterpolitik). Auch die 

Fördermittelberatung zählt zu den selten 

als wichtig genannten Themenfeldern. 

Das ist insoweit überraschend, als die 

Klage über den „Förderdschungel“ zum 

Allgemeingut zu gehören scheint. Oftmals 

ist die Fördermittelberatung aber auch 

nicht auf örtlicher Ebene, sondern bei den 

Landkreisen angesiedelt.

4  S c h w E R P U n k t f R a g E n

4.1  Gewerbeflächen

Gewerbeflächen sind eine wesentliche 

Grundlage für gewerbliches Handeln. Für 

die kommunale Wirtschaftsförderung ist 

es deshalb von besonderer Bedeutung, 

genügend und vor allem zur Nachfrage 

passende Gewerbeflächen bereitstellen 

zu können. Die fundamentale Bedeutung 

spiegelt sich darin wider, welchen Raum 

in der täglichen Arbeit die Vermittlung 

sowie die Entwicklung von Gewerbe- und 

Industrieflächen in der Arbeit der Wirt-

schaftsförderer einnimmt, ebenso wie in 

5 Urteil des VG Halle, Az: 2 A 169/11 und 2 A 
189/11 über die Klagen der Städte Dessau-Roß-
lau und Leipzig gegen die Baugenehmigung für 
den Umbau eines Einkaufszentrums in ein Fac-
tory-Outlet-Center (FOC).
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ihrer Einschätzung der Bedeutung des 

Themas für die Zukunft.

Die Nutzung von Flächen unter-

liegt aber auch aus der Landwirtschaft 

sowie für Zwecke des Natur- und Land-

schaftsschutzes einem erheblichen 

Verwendungsdruck. Das Ziel der Bun-

desregierung im Zuge ihrer Nachhaltig-

keitsstrategie die Flächeninanspruch-

nahme zu reduzieren,6 tut ein Übriges. 

Daher ist von Interesse, wie die Städte 

und Gemeinden die für Industrie und 

Gewerbe benötigten Flächen verfügbar 

machen. Die Gewerbeflächenentwicklung 

ist deshalb einer der beiden inhaltlichen 

Schwerpunkte der Umfrage gewesen.

4.1.1 Gewerbeflächenangebot

Es herrscht Nachfrage auf dem Gewer-

beflächenmarkt. Eine eindimensionale 

Betrachtung des Marktes unter der For-

derung nach Flächeneinsparungen ent-

sprechend des Flächenziels der Nach-

haltigkeitsstrategie Deutschlands und 

unter dem Eindruck des demografischen 

Wandels greift jedenfalls zu kurz. Sowohl 

für Industriegebiete, als auch für Flächen 

in Mischgebieten gibt es vielerorts keinen 

Ausgleich zwischen den angebotenen 

und nachgefragten Flächen, weil ent-

weder das Angebot oder die Nachfrage 

deutlich überwiegt.

Erfreulicherweise stellen 62 Prozent 

der Städte und Gemeinden fest, dass das 

Angebot der Nachfrage in Mischgebie-

ten entspricht. Auch bei Gewerbegebie-

ten und für Industrieflächen hat knapp 

RangfolgE  dER  alS  ZUkünft Ig  E InES dER 
dRE I  wIchtIgStEn gEnanntEn thEMEn

Nennungen %

1 Entwicklung von Gewerbe- und Industrieflächen 61 33,2

2 Vermittlung von Gewerbe- und Industrieflächen 55 29,9

3 Fachkräftemangel 51 27,7

Standortmarketing 51 27,7

4 Stadtmarketing 29 15,8

Strukturwandel bewältigen 29 15,8

5 Verbesserung wirtschaftsnaher Infrastruktur 25 13,6

6 Einzelhandelsentwicklung 23 12,5

7 Lokale Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 15 8,2

Technologie- und Innovationsförderung 15 8,2

Tourismusförderung 15 8,2

8 Unternehmensnachfolge 14 7,6

Regionalmarketing/Regionalmanagement 14 7,6

9 PPP-Infrastrukturprojekte 12 6,5

10 Clusterpolitik 10 5,4

11 Migrantenökonomie 9 4,9

12 Nachhaltiges Wirtschaften (z. B. Ökoprofit) 7 3,8

Wissensgesellschaft; Kultur- und Kreativwirtschaft 7 3,8

Sonstiges 7 3,8

13 Fördermittelberatung 5 2,7

14 Corporate Social Responsibility 3 1,6

15 Lokale Ökonomie 2 1,1

Tabelle 2

6 Das Ziel der Bundesregierung ist es, die Inan-
spruchnahme neuer Flächen für Siedlungs- und 
Verkehrszwecke bis zum Jahr 2020 auf 30 Hektar 
(ha) pro Tag zu begrenzen. Weitere Informationen: 
www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/
Nachhaltigkeitsstrategie/1-die-nationale-nachhaltig-
keitsstrategie/nachhaltigkeitsstrategie/_node.html
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Alle Kommunen – Menge der Flächen
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E InSchätZUngEn ZUR S ItUat Ion 
aUf  dEM gEwERbEIMMobIl IEnMaRkt

Alle Kommunen – Qualität der Flächen
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Flächen in 
Mischgebieten

Flächen in 
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Flächen in 
Industriegebieten
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Angebot und Nachfrage 
passen nicht zusammen

21 47 32

17 49 34

13 62 25

65 35

58 42

55 45

Quelle: DStGB-Umfrage Wirtschaftsförderung 2012

Quelle: DStGB-Umfrage Wirtschaftsförderung 2012

die Hälfte der Städte und Gemeinden ein 

Angebot, das der Nachfrage entspricht. 

Wo es allerdings keine ausgewogene 

Marktsituation gibt, überwiegt der Nach-

frageüberhang bei allen Flächentypen. 

Während etwa ein Fünftel der Kommu-

nen ein Überangebot an Industrieflächen 

(21 %) aufweist, hat rund ein Drittel der 

Städte und Gemeinden zu wenige Flä-

chen in Gewerbe- und Industriegebieten.

Jede zweite Gemeinde muss sich 

also damit auseinandersetzen, dass es 

entweder Flächen gibt, die nicht vom 

Markt angenommen werden oder dass 

Abbildung 8a

Abbildung 8b

zu wenige Flächen zur Verfügung stehen. 

Das wirft die Frage nach der passenden 

Flächenqualität auf (rechte Hälfte der 

Grafik, Gewerbeflächenmarkt – Qualität).

Wir haben daher danach gefragt, ob 

die Beschaffenheit der vorhandenen Flä-

chen den nachgefragten Qualitäten ent-

spricht. Dies ist erfreulicherweise über-

wiegend der Fall. Wenig überraschend 

ist, dass sich zwei Drittel der Mischge-

bietsflächen der Nachfrage entspre-

chen, da die möglichen Nutzungen ver-

gleichsweise vielfältig und flexibel sind. 

Mit jeweils mehr als 40 Prozent ist der 

Anteil der Gewerbe- und Industrieflächen 

hoch, bei denen die Flächenqualitäten 

nicht „passen“, also das Angebot und 

Nachfrage nicht übereinstimmen. Daraus 

ergibt sich für die Wirtschaftsförderungen 

das Handlungsfeld der Weiterentwick-

lung von bestehenden Flächen (s.u.).

4.1.2 Entwicklung von Gewerbeflächen

Aus welchen Flächen werden die benö-

tigten Gewerbeflächen entwickelt? Die 

Umfrageergebnisse geben hier ein dif-

ferenziertes Bild. Im Vergleich zu den 

großen Städten in Deutschland erge-

ben sich im Übrigen in mancher Hin-

sicht erstaunlich wenige Abweichungen, 

in anderer Hinsicht aber auch deutliche 

Unterschiede.

Nur ein Drittel der Gemeinden 

erschließt häufig neue Gewerbeimmobi-

lien auf ehemaligen Natur- oder Land-

wirtschaftsflächen. Allerdings ist dieses 

Flächenreservoir immer noch das am 

häufigsten genutzte. Brach- und Altla-

stenflächen werden von 20 Prozent der 

Städte und Gemeinden häufig genutzt 

und die Nachverdichtung ist in 17 Pro-

zent der antwortenden Gemeinden eine 

häufig genutzte Option. Bei der Bewer-

tung dieser Verteilung ist zu berücksich-

tigen, dass der Nutzungsdruck auf dem 

Immobilienmarkt, der einen erheblichen 

Einfluss auf die Rentabilität der Entwick-

lung von ehemaligen Brach- und beson-

ders Altlastenflächen, aber auch auf die 

Nachverdichtung hat, in kleinen Städten 

und Gemeinden geringer ist, als in großen 

Städten. Dort lassen sich die Kosten der 

Entwicklung belasteter Standorte besser 

wieder erwirtschaften.

Die Inanspruchnahme ehemaliger 

Natur- oder Landwirtschaftsflächen ist bei 

großen Städten zudem nicht wesentlich 

anders. Immerhin 28 Prozent von ihnen 

erschließen Flächen auf vorherigen Land-

wirtschafts- oder natürlichen Flächen.

Die Unterschiede zeigen sich bei der 

Entwicklung von Brach- und Altlasten-

flächen sowie bei der Nachverdichtung. 

Beide Arten von „Flächenreservoirs“ wer-

den signifikant häufiger genutzt. Ein Drit-
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gEwERbEflächEnEntwIcklUng nach aRt dER VoRnUtZUng

Alle Kommunen
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Quelle: DStGB-Umfrage Wirtschaftsförderung 2012

InfoRMatIonSgRUndlagEn dER gEwERbEflächEn-
EntwIcklUng
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Quelle: DStGB-Umfrage Wirtschaftsförderung 2012

64 15 21

49 26 25

43 17 40

tel der Städte verdichtet die Nutzung, 

40 Prozent greifen häufig auf Brachflä-

chen zurück.

Betrachtet man, welche Flächen-

arten nicht in Anspruch genommen wer-

den, zeigt sich, dass die Flächenver-

fügbarkeit im Allgemeinen in kleineren 

Städten erheblich größer ist, als in den 

großen Städten. Immerhin ein Siebentel 

der Kommunen hat die Erschließung auf 

„der grünen Wiese“ völlig ausgeschlos-

sen. 26 Prozent der großen Städte tun 

dies nie, was auch daran liegen kann, 

dass entsprechende geeignete Flächen 

in Großstädten in viel geringerem Maße 

vorhanden sind. Diese Vermutung wird 

durch den Befund gestützt, das der Anteil 

der großen Städte, die nie auf Brach- 

und Altlastenflächen zurückgreifen 

oder die Nachverdichtung praktizieren 

bei sechs Prozent beziehungsweise bei 

elf Prozent liegt. Ein Viertel der Städte bis 

50 000 Einwohner entwickelt nie Brach-

flächen. Ein Fünftel wendet keine Nach-

verdichtung an.

Die Problematik der Konversion ehe-

maliger militärischer Flächen ist ver-

gleichsweise weit verbreitet. Zwar geben 

nur acht Prozent der Städte und Gemein-

den an, sie würden häufig Konversions-

flächen entwickeln, während 74 Prozent 

der Gemeinden angeben, dies nie zu tun. 

Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass 

es im letzten Jahr in Deutschland 394 

Bundeswehrstandorte gab. Das bedeu-

tet, dass nur 3,3 Prozent aller deutschen 

Kommunen Bundeswehrstandorte sind.

4.1.3   Instrumente des 

Gewerbeflächenmanagements

❚  Informationsgrundlagen

Die Informationsgrundlagen für die Ent-

wicklung und Vermarktung von Gewer-

beflächen schaffen sich die Städte und 

Gemeinden in den meisten Fällen durch 

ein Gewerbeflächenkataster. Fast zwei 

Drittel (64 %) der Städte haben ein ent-

sprechendes Kataster eingerichtet, wei-

tere 15 Prozent beabsichtigen dies. Ein 

Gewerbeflächenkonzept mit fachplane-

rischen Überlegungen (einschließlich 

der Prognose der Flächennachfrage und 

davon abgeleiteten Maßnahmen) auf der 

Grundlage der Erhebung des Flächenan-

gebotes im eigenen Gemeindegebiet, hat 

die Hälfte der Kommunen erarbeitet. Am 

wenigsten weit verbreitet ist mit 43 Pro-

zent der Antworten eine förmliche Beo-

bachtung des Flächenzu- und -abgangs 

(Gewerbeflächenmonitoring).

Teilweise wurde erläuternd zu den Ant-

worten hinzugefügt, dass der Gewerbeflä-

chenmarkt so überschaubar ist, dass es 

keiner formalisierten Beschaffung von 

Informationsgrundlagen bedarf. Dane-

ben wurde darauf hingewiesen, dass es 

verschiedene weitere Informationsgrund-

lagen gibt. Genannt wurden Flächennut-

zungspläne und Stadtentwicklungskon-

zepte. Teilweise wurde auch auf regionale 

kommunale Einrichtungen hingewie-

sen, die Informationen zu den Gewerbe-

flächen vorhalten.

Die Vermittlung (Vermarktung) und die 

Entwicklung von Gewerbe- und Industrie-

flächen ist für die Städte und Gemeinden 

tägliches Geschäft, wichtig und zukünftig 

bedeutsam (s. o.).

Abbildung 9

Abbildung 10
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Die Instrumente, die für die Entwicklung 

zum Einsatz kommen, sind breit gefä-

chert. Mit Ausnahme des Flächenpools, 

werden alle Instrumente vom Ankauf 

von Grundstücken über städtebauliche 

Verträge und das besondere Städtebau-

recht bis zur Beauftragung von Erschlie-

ßungsträgern angewandt. Flächenpools 

sind hingegen ein exotisches Instrument. 

Nur vier (3 %) der antwortenden Gemein-

den wenden sie häufig, weitere 15 (10 %) 

gelegentlich an.

Bei den übrigen Instrumenten zeigt 

sich eine Zweiteilung. Für die Erschlie-

ßung neuer Gewerbegebiete hat der 

Ankauf von Grundstücken durch die 

Gemeinde die weiteste Verbreitung. 

88 Prozent betreiben in diesem Sinne 

eine aktive Grundstückspolitik. Beinahe 

die gleiche Verbreitung hat der Einsatz 

städtebaulicher Verträge (81 %). Die 

andere Gruppe von Instrumenten bil-

den das besondere Städtebaurecht und 

die Beauftragung von Erschließungsträ-

gern. Jeweils knapp zwei Drittel der ant-

wortenden Kommunen verwenden diese 

Instrumente häufig oder gelegentlich. 

Dennoch fällt bei genauerer Betrachtung 

der Antworten auf, dass nur Ankauf von 

Grundstücken von relativ vielen Städten 

(35 %) häufig Verwendung findet. Alle 

anderen Instrumente werden im Schwer-

punkt gelegentlich angewandt.

Interessant ist die Frage danach, wer 

in der Gemeinde die Instrumente ein-

setzt. Wir haben daher danach gefragt, 

welche Rolle die Wirtschaftsförderungs-

einrichtungen beim Management der 

Gewerbeflächen haben. Beim Ankauf 

von Grundstücken hat in 40 % der Fälle 

die Wirtschaftsförderung auch die Feder-

führung. Beim Einsatz der übrigen Instru-

mente ist die Wirtschaftsförderung nur 

ein Ausnahmefall. Etwas mehr als ein 

Siebentel der Wirtschaftsförderer hat 

die Federführung bei der Beauftragung 

von Erschließungsträgern und sogar nur 

ein Achtel hat die Steuerung städtebau-

licher Verträge in der Hand. Weniger als 

ein Zehntel der Wirtschaftsförderungen 

ist beim Einsatz des besonderen Städte-

baurechts federführend. Die Häufigkeits-

Abbildung 11

Abbildung 12

verteilung ist angesichts der Häufigkeit 

des Einsatzes der verschiedenen Instru-

mente (dass nämlich die Instrumente in 

den meisten Fällen nur gelegentlich ein-

gesetzt werden) erwartbar. Wo eine aktive 

Liegenschaftspolitik betrieben wird, dort 

hat die Wirtschaftsförderung oft eine 

federführende Rolle. Diese Feststellung 

kann scheinbar unabhängig von der 

Größe der befragten Kommunen getrof-

fen werden. Auch bei den Städten mit 

mehr als 50 000 Einwohnern hat die Wirt-
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schaftsförderung beim Grundstückskauf 

am häufigsten die Federführung. Auch 

hier in etwa 40 Prozent der Fälle.

Vermarktung von Gewerbegrundstücken

Bei der Vermarktung von Gewerbeflächen 

ist das Instrumentarium, das bei kleineren 

und mittleren Städten bis 50 000 Einwoh-

nern zur Anwendung kommt, nur wenig 

differenziert. Es zeigt sich, dass eigentlich 

nur die Instrumente der Gewerbeimmo-

bilienbörse und die direkte Vermittlung 

zwischen Käufern und Verkäufern häu-

fig eingesetzt werden. Jede zweite Stadt 

nutzt Gewerbeimmobilienbörsen häufig 

für die Vermarktung, oder integriert eine 

Gewerbe immobilienbörse in den eige-

nen Internetauftritt oder den der Stadt. 

Immerhin 43 Prozent der Antwortenden 

gaben an, dass sie die Vermittlung zwi-

schen den Verkäufern und den Käufern 

übernehmen.

Im Gegensatz zu den vorgenannten 

Instrumenten ist die Präsenz auf Immo-

bilienmessen nur für sechs Prozent eine 

häufige Sache. Ein starkes Drittel ist 

gelegentlich bei einer Immobilienmesse, 

um die eigenen Flächen zu vermarkten. 

Noch seltener werden auf örtlicher Ebene 

Abbildung 13

in den kleinen Städten Immobilienmarkt-

berichte eingesetzt. 97 Prozent tun dies 

nie oder nur gelegentlich.

Es ist anzunehmen, dass die Städte 

die Vermarktung von Gewerbeflächen 

eher regionalen Einrichtungen wie den 

Landkreisen überantworten. Das kann 

bei einem sehr vielfältigen und damit 

unübersichtlichen Flächenmarkt auch 

sinnvoll sein. Zu kleinteilige Angebote fin-

den in der Flut der Angebote keine Auf-

merksamkeit, sondern bedürfen einer 

Bündelung. Für das konkrete Interesse 

an örtlichen Flächen wiederum bieten 

die eigenen Immobilienbörsen möglichen 

Investoren ein geeignetes Informations-

angebot. Den örtlichen Fokus spiegeln 

auch die unter „Sonstiges“ genannten 

Instrumente. Hier kommen Anzeigen in 

der örtlichen Presse oder im Amtsblatt 

sowie die Erstellung individueller Exposés 

und persönliche Kontakte zum Einsatz. 

Die Vermarktung der Flächen wird aber 

eindeutig den Wirtschaftsförderungsein-

richtungen zugewiesen. Sie haben in der 

Regel die Federführung für die Gewer-

beimmobilienbörsen (78 %) und die Ver-

mittlung zwischen Käufer und Verkäufer 

(70 %).

Wenn Flächen vermarktet werden, dann 

mit dem Ziel, sie auch zu verkaufen. 

Praktisch keine Stadt (5 %) vergibt lang-

fristige Nutzungsrechte.

❚  Instrumente der interkommunalen 

Kooperation

Ausgehend vom Befund der Vermark-

tung liegt der Gedanke nahe, dass die 

Vermarktung von Gewerbeflächen ein 

Thema der interkommunalen Koopera-

tion ist. Tatsächlich kooperieren beinahe 

58 Prozent der antwortenden Städte und 

Gemeinden bei der Vermarktung von 

Gewerbeflächen häufig oder gelegentlich. 

Das ist gleichzeitig der häufigste Gegen-

stand der Kooperation im Zusammen-

hang mit Gewerbeflächen.

Bei der gemeinsamen Planung von 

Gewerbegebieten und noch stärker bei 

der gemeinsamen Erschließung sind die 

Städte zurückhaltender. Während etwa 

zwölf Prozent Gewerbeflächen gemein-

sam planen, erschließen nur 7,3 Prozent 

der Antwortenden häufig gemeinsam mit 

Nachbarn Gewerbeflächen. Knapp die 

Hälfte (49 %) planen nie gemeinsam und 

rund 63 Prozent erschließt Gewerbeflä-

chen ausschließlich selbst.

Im Vergleich zu den Ergebnissen 

der Befragung großer Städte gibt es nur 

graduelle Unterschiede, einzig die Ver-

marktung wird von den großen Städ-

ten erheblich stärker in interkommu-

naler Kooperation betrieben. 69 Prozent 

gaben an, hier zu kooperieren, vor allem 

aber gaben 27 Prozent der Städte an, 

Gewerbeflächen häufig gemeinsam zu 

vermarkten.

Ergänzend wurde in der Befragung 

darauf hingewiesen, dass auch die Form 

der gemeinsamen Gesellschaft zur Ver-

marktung oder Erschließung in der Praxis 

Verwendung findet.

❚  Neu- und Weiterentwicklung 

bestehender Gewerbegebiete

Wie alle anderen räumlichen Bereiche 

der Gemeinden unterliegen auch Gewer-

begebiete einem Anforderungs- oder 

sogar Nutzungswandel. Anbindung, Aus-

stattung, die äußerliche Gestaltung, Flä-
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chenzuschnitte und vieles mehr können 

im Laufe der Zeit unmodern werden oder 

die Nutzung des Gebietes vermindern, 

wenn nicht gar beenden. Dementspre-

chend sind Aktivitäten nötig, die Gewer-

begebiete weiterzuentwickeln. Auch die 

völlige Neuentwicklung hat es in der Ver-

gangenheit gegeben.

Das häufigste Mittel der Wahl ist es 

dabei, die Unternehmen selbst zu aktivie-

ren. 77 Prozent der Städte und Gemein-

den unterstützen Unternehmenskoopera-

tionen zur Entwicklung der Gebiete häufig 

oder gelegentlich. Rund 40 Prozent gehen 

einen Schritt weiter und ini tiieren Stand-

ortgemeinschaften von Unternehmen. 

In derartigen Gemeinschaften können 

dann auch gemeinsame Projekte von 

den Unternehmen selbst begonnen und 

umgesetzt werden, ohne dass es der 

Anregung der Kommunen bedürfte. Dass 

es der Anregung der Kommunen bedarf 

und dass die Wirtschaftsförderungen in 

den Kommunalverwaltungen Mittler zu 

den Unternehmen sind, zeigt sich darin, 

dass jeweils mehr als die Hälfte der Wirt-

schaftsförderungen angab, bei diesen Ini-

tiativen die Federführung zu haben.

Die Kommunen sind bei der Weiter- 

oder Neuentwicklung der Gewerbeflächen 

auch sehr nah an den gesellschaftlichen 

Diskussionen. Man könnte auch sagen, 

sie haben ein Gespür dafür, was die Anfor-

derungen der Zukunft an die wirtschaft-

liche Entwicklung der Städte und Gemein-

den sind. Das zweithäufigste Instrument 

der Weiterentwicklung von Gewerbeflä-

chen ist mit 75 Prozent die Verbesserung 

der sozialen Infrastruktur! Ein Sechstel 

der Kommunen wählt häufig dies Instru-

ment, weitere knapp 50 Prozent wenden 

dies Instrument zumindest gelegentlich 

an. An dritter Stelle der Häufigkeit stehen 

Projekte der Energieeinsparung. Ressour-

ceneffizienz hat positive Effekte auf die 

Kosten für den Betrieb der Flächen und 

den Klimaschutz. Scheinbar wird diesen 

Projekten eine große Attraktivität für die 

Aufwertung der Gewerbeflächen zuge-

sprochen. Nur sechs Prozent setzen häu-

fig entsprechende Maßnahmen um, aber 

immerhin knapp 50  Prozent der Antwor-

tenden werten die Gewerbeflächen damit 

zumindest gelegentlich auf.

Das Instrument des Gebietsmanage-

ments kommt hingegen kaum zum Ein-

satz. Es kann vermutet werden, dass 

für ein Gebietsmanagement zu wenige 

Unternehmen in den Gewerbegebieten in 

der Größenklasse der befragten Kommu-

nen ihren Standort haben.

4.2 Social Media

4.2.1  Nutzung und Verbreitung von 

Social Media Anwendungen

Internetzugang und -nutzung gehören 

mehr denn je zum Alltag von Bürgern 

und Beschäftigten. Unternehmen nutzen 

Social Media, um neue Kunden zu errei-

chen oder Kunden zu binden.

Diese Entwicklungen wirken sich auf 

die Wirtschaftsförderung aus. Stärkere 

Aktivitäten bei den Bürgern und Unter-

nehmen im Social Web erfordern eine 

veränderte Ausrichtung der Wirtschafts-

förderung beziehungsweise der Mar-

ketingaktivitäten. Die kommunale Wirt-

schaftsförderung wird, wenn sie ihre 

Kunden erreichen will, andere Wege als 

die bisher übliche Standortbroschüre ein-

schlagen müssen.

Aus diesem Grunde wurden die im 

Vergleich zur ersten Umfrage aus 2007 

neuen Fragen zu Wirtschaftsförderung im 

Kontext von Social Media bei den kleinen 

und mittleren Städten und Gemeinden in 

dieser Umfrage aufgenommen.

Mehr als die Hälfte der Antwortenden 

(58 %) gaben an, dass eine Nutzung 

im Rahmen der Wirtschaftsförderung 

nicht geplant sei. Demgegenüber nutzen 

17 Prozent der Gemeinden schon Social 

Media Anwendungen im Zusammenhang 

mit der Wirtschaftsförderung.

Gründe für die Nicht-Anwendung kön-

nen im Tätigkeitsfeld der Wirtschaftsförde-

rung liegen. Geht es bei der Wirtschaftsför-

derungsaktivität primär um Vermarktung 

der Gewerbegrundstücke und Pflege der 

Bestandsunternehmen, so erscheint der 

Einsatz von Social Media Anwendungen 

nicht zwingend erforderlich. Die bisherigen 

Kommunikationswege erzielen auch das 

gewünschte Ergebnis. Die oftmals geringe 

Stellenausstattung in der Wirtschaftsför-

derung von bis zu einem Mitarbeiter (bei 

61 %, siehe 2.2) und die wenigen Infor-
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Abbildung 15

mationen, die über Social Media Anwen-

dungen im Zusammenhang mit Wirt-

schaftsförderung zur Verfügung stehen, 

halten die kleinen und mittleren Städte 

und Gemeinden von einer stärkeren Nut-

zung der Social Media Anwendungen ab.

Bei der Frage, welche Social Media 

Anwendungen genutzt werden, wurden 

mit 65 Prozent die Angebote der Wirt-

schaftsförderer in Sozialen Netzwerken 

am häufigsten benannt. Anwendungen 

wie Micro-Blogs und Apps wurden nur sel-

ten und eher von der gesamten Gemeinde, 

denn von der Wirtschaftsförderung alleine, 

angeboten. Die Beobachtung der Inhalte 

Dritter ist auf alle Anwendungen sehr 

gleichmäßig verteilt (sechs Prozent Blogs, 

35 Prozent Soziale Netzwerke, je zehn 

Prozent Micro-Blogs und Content Com-

munities, 13 Prozent Apps). Für die inhalt-

liche Recherche werden ebenfalls weitge-

hend alle Angebote genutzt.

4.2.2 Einsatzfelder von Social Media

Social Media wird in Zukunft stärker 

eingesetzt werden; aus diesem Grunde 

wurde schon jetzt nach den heutigen 

Einsatzfeldern von Social Media gefragt. 

Die Antworten spiegeln das zuvor Fest-

gestellte wider: Social Media dient dem 

Austausch und Erhalt von Informationen 

(84 %) sowie dem Aufbau und der Pflege 

von Unternehmensnetzwerken (71  %). 

Allen voran werden hierzu die Sozialen 

Netzwerke genutzt. Für ein Standort-

marketing werden ebenfalls hauptsäch-

lich Soziale Netzwerke genutzt (52  %). 

Des Weiteren werden Kundenfeedbacks 

(26  %), die Fachkräfteansprache (23  %) 

und Marktforschung (13  %) über Soziale 

Netzwerke betrieben.

Soziale Netzwerke scheinen schon 

heute, im Vergleich zu anderen Social 

Media Anwendungen, prädestiniert 

für zahlreiche Einsatzfelder in der 

Wirtschaftsförderung.

4.2.3  Einschätzungen über den Einsatz 

von Social Media-Anwendungen

30 Prozent (trifft voll zu) der befragten 

Städte und Gemeinden gehen von einer 

zunehmenden Bedeutung von Social 

Media in der Wirtschaftsförderung aus.

Insgesamt liegen die Chancen im Ein-

satz von Social Media

❚ bei der Erreichung und Anspra-

che neuer Zielgruppen für die Wirt-

schaftsförderung (19  % trifft voll zu),

❚ in der Möglichkeit, die Wirtschaftsför-

derung qualitativ zu verbessern (9  % 

trifft voll zu, 31  % trifft eher zu).

Damit diese und weitere Chancen erreicht 

werden können, sind neue Qualifikati-

onen bei den Wirtschaftsförderern erfor-

derlich (21  % trifft zu, 46  % trifft eher zu).

Neben diesen Chancen, sehen 

fünf Prozent (trifft voll zu) der Befragten 

mehr Risiken, als Chancen im Ein-

satz von Social Media, weitere 17 Pro-

zent (trifft eher zu) unterstützen diese 

Einschätzung.

Insgesamt fordern 29 Prozent (5  % 

trifft voll zu, 24  % trifft eher zu), dass Auf-

wand und Ertrag in einem sinnvollen Ver-

hältnis stehen sollten.

Social Media wird die zukünftige Kom-

munikation zwischen Wirtschaft und 

Verwaltung weiter verändern und stark 

beeinflussen, auch bzw. insbesondere in 

der Wirtschaftsförderung.
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5.1  Kooperation mit externen 
Partnern

Globalisierung und Internationalisierung 

sind Entwicklungen, die das Wirtschafts-

geschehen stark prägen. Sie wirken daher 

überall direkt auf die Lebensumstände 

der Menschen und werden vor Ort spür-

bar. Das gilt auch für die Anforderungen 

an die Standorteigenschaften von Unter-

nehmen. Die kommunalen Wirtschafts-

förderungen stellen sich dieser Anforde-

rung in ihrer Arbeit.

Die Wirtschaftsförderer stehen alle mit 

den ortsansässigen Unternehmen in Kon-

takt. Das ist nicht überraschend, da eine 

zentrale Aufgabe der Wirtschaftsförde-

rung die Verbesserung der Rahmenbedin-

gungen für wirtschaftliches Handeln der 

Unternehmen vor Ort ist. Kontakte alleine 

reichen dafür aber nicht aus. Die Wirt-

schaftsförderungen sind mit einer Vielzahl 

weiterer Organisationen, Unternehmen, 

Behörden und Einrichtungen vernetzt. 

Nimmt man alle Kontakte der Wirtschafts-

förderer in den Blick, werden Schwer-

punkte des Netzwerkes der Wirtschafts-

förderung erkennbar. Dabei wird deutlich, 

dass die Arbeit der Wirtschaftsförderer 

primär lokal/regional ausgerichtet ist.

Die engste Verbindung haben die Wirt-

schaftsförderungen zu ihren Landkreisen, 

die bei allen Gemeinden zum Kontakt-

netzwerk zählen. 75 Prozent der Gemein-

den stehen sogar in häufigem Kontakt mit 

den Landkreisen. Zu ihren Nachbarkom-

munen hat nur jede zweite Wirtschafts-

förderung häufige Kontakte (53  %). Das 

gilt übrigens auch für eigene Arbeits-

kreise der Wirtschaftsförderer. Dies darf 

aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass 

der fachliche Austausch und die Zusam-

menarbeit eine große Bedeutung haben. 

Mehr als 90 Prozent der Antwortenden ist 

in fachlichen Arbeitskreisen involviert.

Im Gegensatz dazu fällt auf, wie stark 

die Kontakte mit zunehmender institutio-

neller und räumlicher Distanz abnehmen. 

Schon die Landesebene und sogar die 

regionale Ebene werden deutlich seltener 

als Teil des oft kontaktierten Netzwerkes 

betrachtet. Zwar haben zwischen 83 Pro-

zent häufige oder gelegentliche Kontakte 

zu Regionalverbänden und der Regional-

planung, sogar 91 Prozent zu Landesbe-

hörden, aber häufige Kontakte bestehen 

nur bei 23 Prozent zur regionalen Pla-

nungsebene und nur bei 25 Prozent zu 

Landesbehörden. Kontakte zu Bundesbe-

hörden oder zu Institutionen auf europä-

ischer Ebene finden nur gelegentlich statt.

Ähnliche Häufigkeiten sind zu Bil-

dungseinrichtungen und zur Wirtschaft 

erkennbar. Zu Schulen haben mit 90 Pro-

Abbildung 18

Quelle: DStGB-Umfrage Wirtschaftsförderung 2012
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zent beinahe alle Wirtschaftsförderungs-

einrichtungen Kontakte. Jede Dritte (32  %) 

sogar häufig. Zu Hochschulen haben nur 

noch 16 Prozent häufige Kontakte, zu For-

schungseinrichtungen nur zehn Prozent.

Im Gegensatz zu den ortsansässigen 

Unternehmen, zu denen jede Wirt-

schaftsförderung häufig Kontakte hat 

(s. o.), haben sie zu Verbandsorganisati-

onen wie den IHKen (28  %), Unterneh-

mens- und Berufsverbänden (16  %) und 

den Handwerkskammern (13  %) seltener 

Kontakt. Enger ist das Netz zu den Spar-

kassen und Förderbanken, zu denen jede 

zweite Wirtschaftsförderung häufige Kon-

takte hat und zur Agentur für Arbeit und 

den Jobcentern. 94 Prozent haben zu 

diesen Partnern häufige oder gelegent-

liche Kontakte, was die Bedeutung der 

Fachkräftevermittlung unterstreicht.

Mit den meisten der Netzwerkpart-

ner arbeiten die Wirtschaftsförderungen 

in gemeinsamen Projekten zusammen. 

Spitzenreiter sind natürlich wieder die 

ortsansässigen Unternehmen. Auch mit 

den IHKen werden viele gemeinsame 

Projekte durchgeführt.

Wenn Wissen, Bildung und Innovati-

onen die Schlüssel für die Wettbewerbsfä-

higkeit sind, dann ist es sehr erfreulich zu 

sehen, dass es viele Projekte mit Schulen 

gibt. Ermutigend ist, dass auch 16 Pro-

zent der Städte und Gemeinden mit 

Hochschulen kooperiert und ein knappes 

Zehntel mit Forschungseinrichtungen.

Auch hier fällt auf, dass weit entfernte 

politische Ebenen wie der Bund oder die 

EU selten in gemeinsame Projekte einge-

bunden sind.

5.2  Kooperation in der eigenen 
Stadt-/Gemeindeverwaltung

Die Wirtschaftsförderung ist nicht nur 

Dienstleister für die Unternehmen, son-

dern auch Mittler für die unternehme-

rischen Bedürfnisse in die Verwaltung 

hinein. Diese Betrachtung ist gerecht-

fertigt, wenn man die Menge und Breite 

der Kontakte zur Kommunalverwaltung 

betrachtet. Die hauptsächlichen Kontakte 

sind dabei die mit der Stadtplanung und 

der Stadtentwicklung sowie den Bauäm-

tern. Das passt zur großen Bedeutung, 

die die Themenfelder Entwicklung von 

Gewerbe- und Industrieflächen, Einzel-

handelsentwicklung und Verbesserung 

der wirtschaftsnahen Infrastruktur haben. 

Die Bedeutung, die der Wirtschaftsförde-

rung beigemessen wird, zeigt sich aber 

auch daran, dass Zweidrittel der Wirt-

schaftsförderer häufig in die zentralen 

Abstimmungsrunden der kommunalen 

Entscheidungsträger bei den Bürgermei-

stern und Dezernenten eingebunden sind.

Eine herausgehobene Bedeutung für 

die Wirtschaftsförderer hat auch die Ver-

kehrsplanung. Jeder zweite Wirtschafts-

förderer hat häufig und beinahe alle 

haben mit ihr gelegentliche Kontakte.

Potenzial hat die Kooperation mit den 

Fachverwaltungen des Umwelt- und des 

Kulturamtes sowie der Sozialverwaltung. 

Abbildung 19



21  
 
 7-8_2013

häUf IgkE It  dER  kontaktE  ZU bERE IchEn 
dER koMMUnalVERwaltUng

Alle Kommunen

0 20 40 60 80 100Prozent

Stadtplanung/ 
Stadtentwicklung

Bauordnung

Umweltamt

Kulturamt

Soziales

OB-Runde/
Stadtvorstand/

Dezernentenrunde

Verkehrsplanung/ 
-entwicklungsplanung

häufig gelegentlich nie

Quelle: DStGB-Umfrage Wirtschaftsförderung 2012

4

10

22

34

5

18

29

43

62

56

57

95

80

66

53

28

21

8

4

2

InStRUMEntE dER VERwaltUngSIntERnEn 
kooRdIn IERUng Von wIRtSchaftSbElangEn

Alle Kommunen

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100Prozent

Runde Tische

ja nein, ist 
aber geplant

nein, ist nicht 
geplant

Quelle: DStGB-Umfrage Wirtschaftsförderung 2012

25

39

58

61

74

12

4

4

14

62

58

38

26

24 3

One-Stop-Shops 
(zentrale Anlaufstelle 
für bestimmte Unter-

nehmensbelange

Zielgruppen-
bezogener 

Ansprechpartner 
(Key Account)

Verwaltungs-
interne Service-
vereinbarungen

Gebietsbezogener 
Ansprechpartner (z.B. 

nach Stadtbezirken)

Hier dominieren die gelegentlichen Kon-

takte. Dass die Kontakte zu den letztge-

nannten Fachämtern im Wesentlichen 

aus gelegentlichen Kontakten bestehen, 

ist eventuell mit den unterschiedlichen 

„Ratios“ der Ämter zu erklären. Berüh-

rungspunkte werden nicht erkannt, weil 

die Beteiligte unterschiedliche „Spra-

chen“ sprechen. Die vergleichsweise 

hohe Gewichtung der sozialen Infrastruk-

turen bei der Weiterentwicklung beste-

hender Gewerbegebiete gibt aber einen 

Ausblick darauf, dass sich die Verteilung 

der Häufigkeit von Kontakte in Zukunft 

ändern könnte.

Das Bild ändert sich übrigens kaum, 

wenn man die Kontakte der Wirtschafts-

förderungen großer Städte zugrunde legt.7

5.3  Instrumente der 
verwaltungs internen 
Koordinierung

Neben der Intensität der Kontakte in 

die Verwaltung hinein ist die Frage inte-

ressant, wie die Koordinierung der Wirt-

schaftsförderer mit anderen Teilen der 

Verwaltung gestaltet ist. Mit welchen 

Methoden organisieren die Wirtschafts-

förderungen ihre Arbeit in den Gemein-

den? Es gibt zahlreiche Arten der kolle-

gialen Zusammenarbeit. Besonders wenn 

die für die Wirtschaftsförderung verant-

wortlichen Mitarbeiter auch andere Auf-

gaben wahrnehmen oder wenn es sich 

um die Bürgermeister selbst handelt, 

gibt es eine Abstimmung und Koordinie-

rung „in sich“. Daneben haben wir aber 

auch nach der Nutzung weit verbreiteter 

Instrumente gefragt.

Dabei zeigte sich, dass Runde Tische 

die weiteste Verbreitung haben. 62 Pro-

zent nutzen dieses Instrument, wei-

tere zwölf Prozent wollen sie einrichten. 

Auch zentrale Ansprechpartner (One-

Stop-Shop, Behörden-Lotse etc.) sind 

mit 58 Prozent der antwortenden Kom-

munen weit verbreitet. Auffällig ist, dass 

nur vier Prozent planen, einen One-Stop-

Abbildung 20

Abbildung 21

7 Daniel Zwicker-Schwarm: Kommunale Wirt-
schaftsförderung 2012: Strukturen, Handlungs-
felder, Perspektiven, Berlin 2013 (Difu-Paper), 
hier S. 14 und 15. 
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Shop einzurichten. Ein Erklärungsansatz 

könnte sein, dass der Aufwand für die Ein-

richtung eines One-Stop-Shops erheblich 

höher ist, als die Einrichtung eines ver-

waltungsinternen runden Tisches. Dane-

ben ist die Gemeindegröße zu berück-

sichtigen. Überschaubare Strukturen in 

der Verwaltung können ein Vorteil kleine-

rer Städte und Gemeinden sein, der zen-

trale Anlaufstellen nicht erfordert.

Immerhin 38 Prozent setzen einen 

Zielgruppen bezogenen Ansprechpartner 

ein. Das zeigt, dass ein großer Anteil der 

Städte und Gemeinden bis 50 000 Ein-

wohner eine Zielgruppenorientierung in 

der kommunalen Wirtschaftspolitik hat 

und damit klare Vorstellungen von ihrer 

wirtschaftlichen Entwicklung.

Ein Instrument, das die weitere Pro-

fessionalisierung der Wirtschaftsförde-

rung anzeigt, ist die große Anzahl (14  %) 

der Gemeinden, die den Abschluss ver-

waltungsinterner Servicevereinbarungen 

planen. Ein starkes Viertel aller Gemein-

den wendet dieses Instrument bereits 

an. Servicevereinbarungen sollen dazu 

beitragen, die Kooperation innerhalb der 

Verwaltungen zu definieren und damit 

die Dienstleistung für die Unternehmen 

zu optimieren.

Das Instrument des gebietsbezogenen 

Ansprechpartners ist hingegen nicht so 

weit verbreitet.

Es weite Verbreitung von Runden 

Tischen und zentralen Ansprechpart-

nern weist darauf hin, dass die koordinie-

rende und zusammenführende Wirkung 

der Arbeit von Wirtschaftsförderungsein-

richtungen eine besondere Bedeutung 

hat. Dennoch wurden von den Befragten 

auch weitere Instrumente wie Projekt-

gruppen, Fall bezogene Koordinierungen 

und Stabskoordinierungen (beim/durch 

den Bürgermeister) genannt.

6   k E n n Z a h l E n

Kennzahlensysteme im Bereich kommu-

naler Wirtschaftsförderung gibt es mitt-

lerweile einige (KGSt IKO Netz etc.). Die 

Arbeit mit Kennzahlen verfolgt das Ziel, die 

Leistungen der Wirtschaftsförderung und 

Abbildung 22

Abbildung 23

ihre Wirkung zu erfassen. Auf Basis der 

erhobenen Daten können Handlungsemp-

fehlungen für eine effektive kommunale 

Wirtschaftsförderung entwickelt werden.

Das Interesse der Befragten an einem 

stärkeren interkommunalen Vergleich und 

einem Benchmarking in der Wirtschafts-

förderung ist mit 73 Prozent sehr hoch.

Kommunen bis 20 000 Einwohnern haben 

mit 68 Prozent hierbei ein leicht gerin-

geres Interesse im Vergleich zu den Kom-

munen bis 50 000 Einwohnern, bei denen 

78 Prozent der Befragten ein Interesse 

am interkommunalen Austausch haben.

Dennoch antworteten auf die Frage, 

wer bereits mit Kennzahlen arbeitet, nur 

16 Prozent mit „Ja“ und weitere 20 Pro-

zent gaben an, dies zu planen. Eine deut-

liche Mehrheit von 64 Prozent hat ange-

geben, dass sie nicht mit Kennzahlen 
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anSatZPUnktE  füR VERbESSERUngEn In  StädtEn Und gEMEIndEn b IS  20 000 E InwohnER
Angaben in Prozent

Sehr wichtig Eher wichtig Eher unwichtig Sehr unwichtig

Stellenwert der Wirtschaftsförderung innerhalb der 
Verwaltung

36,1 41,0 16,9 6,0

Organisationsstruktur der Wirtschaftsförderung 21,5 39,2 32,9 6,3

Politische Vorgaben 26,9 25,6 42,3 5,1

Finanzielle Ausstattung 41,9 39,5 15,1 3,5

Technische Ausstattung 13,9 41,8 39,2 5,1

Personelle Ausstattung 37,8 37,8 23,2 1,2

Qualifikation der Mitarbeiter 31,7 53,7 11,0 3,7

Verwaltungsinterne Zusammenarbeit 31,3 44,6 20,5 3,6

Zusammenarbeit zwischen Rat und Verwaltung 25,6 46,3 23,2 4,9

Zusammenarbeit mit Organisationen/Verbänden 23,5 51,9 19,8 4,9

Interkommunale Zusammenarbeit 22,8 51,9 20,3 5,1

arbeiten beziehungsweise dies auch 

nicht geplant haben.

Werden Kennzahlen in der Wirt-

schaftsförderung ermittelt, so dienen sie 

bei 79 Prozent der Befragten der Bericht-

erstattung, darüber hinaus ist dies bei 

etwa 21 Prozent für die Zukunft ge plant. 

66 Prozent steuern damit intern und 

weitere 25 Prozent planen dies zu tun. 

Schließlich dient die Arbeit mit Kenn-

zahlen auch der Öffentlichkeitsarbeit, die 

mit 52 Prozent den dritten Platz bei den 

Verwendungszwecken einnimmt.

Auch wenn es noch eine Lücke zwi-

schen dem Wunsch nach Benchmarking 

und Arbeiten mit Kennzahlen sowie der 

aktuellen Praxis gibt, so wird an der Viel-

zahl der Verwendungszwecke deutlich, 

dass die Arbeit mit Kennzahlen einen 

praktischen Nutzen hat.

7    a n S at Z P U n k t E 
f ü R  V E R b E S S E -
R U n g E n  I n  d E R  a R b E I t 
d E R  w I R t S c h a f t S -
f ö R d E R U n g E n

Bei der Frage nach möglichen Ansatz-

punkten für die Verbesserung der Arbeit 

in der Wirtschaftsförderung wurde bei 

der Auswertung nach der Einwohner-

anzahl unterschieden. Die Aufgaben 

der Wirtschaftsförderungen der Städte 

und Gemeinden sind zwar unabhängig 

von der Gemeindegröße sehr ähnlich 

und auch in der Themenvielfalt gibt es 

nur geringe Unterschiede. Allerdings ist 

anzunehmen, dass die Art der Aufgaben-

wahrnehmung und die Anforderungen 

an die Arbeit der Wirtschaftsförderung 

sich nach Größenordnung der Gemein-

den unterscheiden. Die Antworten wur-

den daher in die Gruppe der Städte und 

Gemeinden bis 20 000 Einwohner und 

nach Städten mit mehr als 20 000 Ein-

wohnern gegliedert.

Tabelle 3

anSatZPUnktE  füR VERbESSERUngEn In  StädtEn Und gEMEIndEn b IS  50 000 E InwohnER
Angaben in Prozent

Sehr wichtig Eher wichtig Eher unwichtig Sehr unwichtig

Stellenwert der Wirtschaftsförderung innerhalb der 
Verwaltung

46,6 30,7 20,5 2,3

Organisationsstruktur der Wirtschaftsförderung 18,8 37,6 35,3 8,2

Politische Vorgaben 16,5 50,6 31,8 1,2

Finanzielle Ausstattung 29,9 54,0 16,1 0,0

Technische Ausstattung 16,3 45,3 34,9 3,5

Personelle Ausstattung 30,3 47,2 20,2 2,2

Qualifikation der Mitarbeiter 28,4 52,3 17,0 2,3

Verwaltungsinterne Zusammenarbeit 48,8 27,9 17,4 5,8

Zusammenarbeit zwischen Rat und Verwaltung 37,2 38,4 22,1 2,3

Zusammenarbeit mit Organisationen/Verbänden 20,7 47,1 26,4 5,7

Interkommunale Zusammenarbeit 16,1 48,3 31,0 4,6
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Die drei wichtigsten Ansatzpunkte sind 

bei den Gemeinden bis 20 000 Einwohner

❚ die finanzielle Ausstattung (41,9  %),

❚ die personelle Ausstattung (37,8  %) 

und

❚ der Stellenwert innerhalb der 

Verwaltung (36,1  %).

Bei den einwohnerstärkeren Gemeinden 

gab es eine andere Reihenfolge. Hier 

wurde die verwaltungsinterne Zusam-

menarbeit mit 48,8 Prozent der Nen-

nungen am häufigsten als sehr wichtiger 

Ansatzpunkt genannt. Danach folgt mit 

kaum weniger Nennungen (46,6  %) der 

Stellenwert innerhalb der Verwaltung und 

darauf schon mit erkennbarem Abstand 

die Zusammenarbeit zwischen Rat und 

Verwaltung (37,2  %). In 2007 wurden 

die wichtigsten drei Ansatzpunkte in der 

Verbesserung der internen Zusammenar-

beit, der Qualifikation der Mitarbeiter und 

in der personellen Ausstattung gesehen.

Schaut man darauf, welche Ansatz-

punkte besonders oft als unwichtig 

genannt werden, ergibt sich, dass die 

technische Ausstattung offenbar ausrei-

chend ist. Sie wird sowohl von den Ant-

wortenden in den kleineren Städten und 

Gemeinden (54,3  %) als eher oder sehr 

unwichtig angesehen und von 39,4 Pro-

zent der Städte und Gemeinden bis 

50 000 Einwohner. Relativ unbedeutend 

für die Qualität der Arbeit von Wirtschafts-

förderungen scheint auch die Frage zu 

sein, wie die Wirtschaftsförderung organi-

siert ist. Knapp 40 Prozent der Kommu-

nen unter 20 000 Einwohner und knapp 

44 Prozent der größeren Kommunen hält 

diesen Ansatzpunkt für eher oder sehr 

unwichtig.

Darüber hinaus halten 47,5 Prozent 

der befragten Wirtschaftsförderer aus 

kleineren Gemeinden politische Vorgaben 

für unwichtig. Das korrespondiert mit der 

Vermutung, dass eher in kleinen Gemein-

den die Wirtschaftsförderung beim Bür-

germeister selbst angesiedelt ist, die poli-

tischen Vorgaben sozusagen internalisiert 

sind und deshalb nicht ins Gewicht fal-

len. Dafür spricht auch, dass die Verbes-

serung der verwaltungsinternen Zusam-

menarbeit von beinahe jedem Zweiten 

in den größeren Städte und Gemeinden 

als Ansatzpunkt genannt wird, aber nur 

von 31 Prozent der kleineren Städte und 

Gemeinden.

Bei der Gesamtbetrachtung fällt auf, 

dass die Fragen der Zusammenarbeit, vor 

allem auch mit Dritten wie anderen Kom-

munen oder mit anderen Verbänden, 

hohe Werte bei der Gewichtung „eher 

wichtig“ erhalten, jedoch nur von ver-

gleichsweise wenigen als „sehr wichtig“ 

angesehen werden. In beiden Größen-

klassen schätzen weniger als ein Fünftel 

die Zusammenarbeit als sehr wichtig ein. 

Das deutet darauf hin, dass der Wert der 

Zusammenarbeit erkannt und geschätzt 

wird, ohne überbetont zu werden.

Es fällt auch auf, dass Wirtschaftsför-

derung besonders in kleineren Gemein-

den eine Aufgabe ist, die „im Kommen“ 

ist. Hier gibt es ein deutliches Bewusst-

sein für die Begrenzung der finanziellen 

und personellen Ausstattung, in deren 

Verbesserung wichtige Ansatzpunkte 

gesehen werden.

8  Z U S a M M E n fa S S U n g

Wirtschaftsförderung ist eine kommunale 

Aufgabe, die auf lokaler Ebene wahrge-

nommen wird. Die Zusammenarbeit mit 

anderen Verwaltungsebenen nimmt mit 

steigender hierarchischer Entfernung ab. 

Zum Bund gibt es nur ausnahmsweise 

und mit der EU gibt es praktisch keine 

direkte Zusammenarbeit.

Die Organisationsform der Aufgabe 

ist vielfältig. Die am weitesten verbreitete 

Form ist ein eigenes Amt oder die Einglie-

derung in einem Amt. Bei 20 Prozent der 

Bürgermeister ist die Wirtschaftsförde-

rung „Chefsache“.

Die Aufgaben der Wirtschaftsförde-

rer in den Städten und Gemeinden bis 

50 000 Einwohnern gleicht den Aufgaben 

der größeren Städte. Die Themenvielfalt 

ist von der Größe der Kommune relativ 

unabhängig.

Die wichtigsten Themen in Kommu-

nen bis 50 000 Einwohner sind die Ver-

mittlung und Entwicklung von Gewerbe-

gebieten, die Einzelhandelsentwicklung 

und das Standortmarketing.

Die Kernaufgaben sind im Zeitab-

lauf grundsätzlich gleich geblieben. Die 

Bedeutung der Bestandspflege ist gegen-

über 2007 nochmal gewachsen. Bei den 

Themen ist ein deutlicher Einfluss des 

demografischen Wandels festzustellen. 

Der Fachkräftemangel unter den Top 10 

Themen und die Verbesserung der sozia-

len Infrastruktur ist die am zweithäu-

figsten genannte Maßnahme bei der Ent-

wicklung von Gewerbegebieten.

Es gibt Nachfrage auf dem Flächen-

markt. In rund einem Drittel der Gemein-

den übersteigt die Nachfrage das Angebot 

von Flächen in Gewerbe- und Industrie-

gebieten. Darüber hinaus müssen die 

Flächenqualitäten angepasst werden. Mit 

40 Prozent ist der Anteil der Gewerbe- 

und Industrieflächen hoch, bei denen die 

Flächenqualitäten nicht „passen“.

Es besteht Potenzial für Flächenscho-

nung. Ein Drittel der Städte und Gemein-

den greifen häufig auf Flächen zurück, 

die vorher Landwirtschafts- oder Natur-

flächen waren. Der Druck auf die Flä-

chennutzung könnte durch interkom-

munale Kooperation verringert werden. 

Weniger als ein Fünftel der Städte und 

Gemeinden vermarktet häufig gemein-

sam mit anderen die Gewerbeflächen. 

Kein Zehntel der Kommunen erschließt 

häufig Gewerbegebiete in interkommu-

naler Kooperation.

Kauf und Verkauf sind die wesent-

lichen Instrumente beim Management 

eigener Flächen. Dabei kommen städ-

tebauliche Verträge und das besondere 

Städtebaurecht besonders prominent 

zum Einsatz. Flächenfonds hingegen 

werden praktisch nicht verwendet. Bei 

der Vermarktung setzen die Gemein-

den auf Immobilienbörsen (auch auf der 

eigenen Homepage) und die direkte Ver-

mittlung zwischen Käufern und Verkäu-

fern. Andere Instrumente werden wenig 

genutzt.

Bei der Weiterentwicklung von Flä-

chen moderieren die Gemeinden ganz 

überwiegend. Mehr als 75 Prozent der 
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Städte und Gemeinden aktiviert lie-

ber die Unternehmen oder unterstützt 

Standort gemeinschaften bei der Wei-

terentwicklung. Die soziale Infrastruktur 

von Gewerbegebieten verbessert mehr 

als jede zweite Gemeinde häufig oder 

gelegentlich.

Der Einsatz von Social Media findet 

auch in der Wirtschaftsförderung statt; 

bei der Entwicklung und Vermarktung 

von Flächen als den Hauptaufgaben 

kommen Social Media Anwendungen 

aber selten zum Einsatz. Die bisherigen 

Kommunikationswege erzielen bereits 

das gewünschte Ergebnis. Anders sieht 

dies bei der Kommunikation aus, für den 

Informationsaustausch setzen 84 Prozent 

Social Media Anwendungen ein, 71 Pro-

zent bei der Netzwerkarbeit. Jede zweite 

Gemeinde nutzt Soziale Netzwerke beim 

Standortmarketing.

Der Einsatz von Kennzahlen ist noch 

kein Standard bei kleineren und mittle-

ren Gemeinden. Gleichzeitig sind bei-

nahe Dreiviertel der Kommunen an 

Kennzahlen in der Wirtschaftsförderung 

interessiert, aber nur ein Sechstel arbei-

tet auch mit ihnen. Das Bild hat sich seit 

2007 nicht wesentlich verändert. Auch 

damals arbeitete schon ein knappes 

Fünftel mit Kennzahlen.

Die Verbesserung des Stellenwertes 

der Wirtschaftsförderung in der Kom-

munalverwaltung ist ein wichtiges Anlie-

gen der Wirtschaftsförderer. In kleineren 

Gemeinden ist die finanzielle und per-

sonelle Ausstattung der Wirtschaftsför-

derungen der wichtigste Ansatzpunkt 

zur Verbesserung der Arbeit. In den 

Gemeinden bis 50 000 Einwohner wurde 

die Verbesserung der verwaltungsin-

terne Zusammenarbeit und die Zusam-

menarbeit zwischen Rat und Verwaltung 

genannt. Die Organisationsform wird hin-

gegen oft als eher unwichtig für die Ver-

besserung der Arbeit beschrieben.

Wirtschaftsförderung in kleinen Städten 

und Gemeinden nimmt die Herausfor-

derungen des demografischen Wan-

dels thematisch auf. Die personelle und 

finanzielle Ausstattung ist aber weiter-

hin knapp. Bekannte und anwend-

bare Instrumente zur Bearbeitung der 

Themen werden nicht immer einge-

setzt. Interkommunale Kooperation 

bei der Entwicklung und Vermarktung 

von Gewerbegebieten, die Nutzung 

von Bundes- oder europäischen Pro-

grammen, Social Media Anwendungen 

oder Kennzahlen fallen hier auf. Eine 

Gemeinsamkeit der genannten The-

men ist, dass sie einen vergleichs-

weise intensiven Personaleinsatz benö-

tigen. Die geringe Personalausstattung 

in der Wirtschaftsförderung kann ein 

Grund sein, warum nur eine Minder-

heit von Wirtschaftsförderungseinrich-

tungen sich intensiv mit diesen Aufga-

ben befasst.
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II  10 Thesen des DStGB zur kommunalen Wirtschaftsförderung

a k t U E l l E  t R E n d S  U n d 
h E R a U S f o R d E R U n g E n

Im Lichte der Ergebnisse der Umfrage 

zur kommunalen Wirtschaftsförderung 

in Städten und Gemeinden bis 50 000 

Einwohnern, die der Deutsche Städte- 

und Gemeindebund (DStGB) durch-

geführt hat, zeigen sich die Trends 

kommunaler Wirtschaftsförderung. Der 

Wirtschaftsförderung ist grundsätzlich 

kein Themenfeld fremd. Sie widmet sich 

vielmehr allen Herausforderungen an die 

kommunalen Standortbedingungen, die 

auch die Kommune im Ganzen betref-

fen. Wirtschaftsförderung geht heut-

zutage weit über Flächenbereitstellung 

und Vermarktung für Gewerbetreibende 

oder die Funktion eines „kommunalen 

Kummerkastens“, bei dem die Unter-

nehmen ihre Probleme mit Verwaltungen 

abladen können, hinaus.

Sie hat vielfältige Rollen: Als Informa-

tionsvermittler zwischen Verwaltung und 

Unternehmen, als Interessenvertretung 

der Unternehmen in der Verwaltung und 

Kommunalpolitik, aber auch als Platt-

form und Netzwerker für Unternehmen, 

Ideen und Ressourcen. Wirtschafts-

förderung kommuniziert nicht nur 

Förder- und Finanzierungsthemen, sie ist 

auch ganzheitlicher Standortentwickler 

unter Einbeziehung von wirtschaftsfern 

scheinenden Lebensbereichen wie Fami-

lie, Bildung und Freizeit. Dies gerade in 

Zeiten des demografischen Wandels, des 

Fachkräftemangels und der Internationa-

lisierung der Wirtschaft.

Vor diesem Hintergrund stellt der 

DStGB folgende Thesen zur 

Positionierung der Wirtschaftsförderung 

zur Diskussion:

1. Wirtschaftsförderung 
ganzheitlich denken!

Wirtschaftsförderung ist heutzutage nicht 

mehr schlagwortartig zu verkürzen auf 

einzelne Aufgaben wie „Bestandsent-

wicklung“ oder „Standortmarketing“ oder 

„Neuansiedlungen“. Gefordert ist viel-

mehr ein ganzheitliches Management der 

wirtschaftsnahen Standortfaktoren in den 

Kommunen.

2. Wirtschaftsförderung 
verbindet Unternehmen mit 
der Region!

Die Internationalisierung der Wirtschaft 

stellt neue Herausforderungen an die 

Bindung der Unternehmen an ihre 

Standorte. Unternehmen, die in internati-

onale Verflechtungen eingebunden sind, 

stehen oft nicht im Eigentum eines regio-

nal oder national ansässigen Eigentü-

mers. Die Beziehung zum Standort ano-

nymisiert sich zunehmend. Gleichzeitig 

steigen die Anforderungen der Unterneh-

men an die konkreten Standorte. Nur die 

Zusammenarbeit von Wirtschaftsförde-

rung  /  öffentlicher Verwaltung und Unter-

nehmen vor Ort kann die Vorzüge eines 

regionalen Standorts hinsichtlich Fach-

kräftebasis, Know-how, Vernetzung mit 

Wissen und Prozessen herausstellen. Die 

Wirtschaftsförderung kann damit die Vor-

züge der Region zur Geltung bringen.

3. Die interkommunale 
Zusammenarbeit bei der 
Wirtschaftsförderung als 
Antwort auf Globalisierung!

Die Sichtbarkeit einzelner Städte und 

Gemeinden unter den Bedingungen glo-

baler Standortkonkurrenz wird zuneh-

mend geringer. Durch die Zusammenar-

beit beim Marketing sowie der Nutzung 

von modernen Kommunikations- und 

Marketingmethoden kann die Sichtbar-

keit der Standorte erhöht werden. Durch 

interkommunale Zusammenarbeit kön-

nen auch die Bedürfnisse von Unter-

nehmen hinsichtlich der Standorteigen-

schaften besser bedient werden. Anstelle 

mehrerer suboptimaler Standorte kön-

nen durch interkommunale Zusam-

menarbeit optimierte Standorte mit der 

erforderlichen Infrastrukturausstattung 

und -anbindung am Markt platziert wer-

den. Das senkt auch die Kosten für die 

Steuerzahler.

4. Bestandspflege ist zentral!

Ansiedlungsentscheidungen großer 

Unternehmen lassen sich nur begrenzt 

durch die kommunale Wirtschaftsför-

derung beeinflussen. Rechtliche sowie 

finanzielle Rahmenbedingungen erzwin-

gen eine Konzentration auf das Wesent-

liche. Der Ressourcenaufwand für die 

Ansiedlung größerer Unternehmen ist 

zudem ins Verhältnis zu setzen zu den 

erwarteten Arbeitsplatzwirkungen und 

zusätzlichen Steuereinnahmen. Wesent-

lich ist die Verbesserung der Standortbe-

dingungen für die bestehenden Unter-

nehmen. Diese bilden die Basis des 

örtlichen und regionalen Arbeitsplatzan-

gebots, Ausbildungsmöglichkeiten für 

junge Arbeitsnehmer und das Dienst-

leistungsangebot für die Bevölkerung. 

Durch die Vernetzung der bestehen-

den Unternehmen, die Schaffung und 

Pflege eines qualifizierten Arbeitnehmer-

potenzials und durch Unterstützung der 

Neugründung von Unternehmen kann 

eine Verbreiterung des Unternehmens-

bestandes erreicht werden.

5. Die Wirtschaftsförderungen 
vernetzen!

Die klassische harte Infrastruktur in Form 

von Verkehrswegen, leitungsgebundenen 

Anschlüssen und Telekommunikation 

sowie Gewerbeflächen oder Gründungs-

zentren ist die reale Basis für wirtschaft-
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liches Handeln. Die Schaffung und Pflege 

wirtschaftsnaher Infrastruktur ist des-

halb eine Daueraufgabe. Wirtschaftsför-

derungen verknüpfen sich jedoch auch 

zunehmend über die Instrumente sozialer 

Netzwerke mit Unternehmen, Forschung 

und anderen Kommunen, um den Fach-

kräftemangel zu begegnen oder die Ent-

wicklung und Nutzung von Innovationen 

zu verbessern. Die hierfür erforderliche 

Ausstattung und die erforderlichen Kom-

petenzen aufzubauen, ist eine Herausfor-

derung für die Kommunen.

6. Demografischer Wandel als 
Herausforderung und Chance 
für die Wirtschaftsförderung!

Mit Blick auf die Standortbedingungen 

bedeutet der demografische Wandel eine 

schmaler werdende Fachkräftebasis und 

die Anpassung der sozialen Infrastruk-

tur. Wirtschaftsförderung setzt hier durch 

aktive Maßnahmen der Arbeitsvermitt-

lung, kommunale Entwicklungskonzepte 

für Fachkräfte sowie Qualifizierungsmaß-

nahmen an. Projekte zur Verbesserung 

der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

dienen der Aktivierung von Frauen oder 

älteren Arbeitnehmern als Fachkräfte. 

Darüber hinaus verbessern sie auch all-

gemein die Standortbedingungen. Die 

Entwicklung der Gewerbeflächeninfra-

struktur wird durch soziale Infrastruktur-

einrichtungen wie Kitas, Bildungseinrich-

tungen, Mehrgenerationenhäuser oder 

Pflegeangebote für hochbetagte Men-

schen ergänzt.

7. Ressourcen- und Klimaschutz 
stärkt die Wettbewerbsfähig-
keit von Unternehmen und 
Kommunen!

Steigende Rohstoff- und Energiepreise 

sowie verstärkter Wettbewerb verlan-

gen sowohl weitere Effizienzsteigerungen 

beim Energieeinsatz, als auch den Schutz 

von Klima und Umwelt zur Erhaltung und 

Verbesserung der Standortbedingungen. 

Die kommunale Wirtschaftsförderung 

setzt hier an und betrachtet die Heraus-

forderungen nicht als Belastung, son-

dern als Wertschöpfungspotenzial für die 

ansässigen Unternehmen. Energiewende 

und die Förderung neuer Mobilitätskon-

zepte – wie beispielsweise die Elektromo-

bilität – sind geeignet, deutsche Standorte 

zu Kompetenzzentren in den Bereichen 

Energie und Mobilität zu machen.

8. Wirtschaftsförderung 
betreibt Flächenschonung 
durch Zusammenarbeit!

Flächenentwicklung und Vermarktung 

ist wesentlich für die Wertschöpfung 

und die wirtschaftliche Entwicklung von 

Regionen. Das Flächenangebot muss 

jedoch oft in Konkurrenz zu anderen 

Zielen erbracht werden. Landwirtschaft, 

Erholung, Klimaschutz und Nachhaltig-

keitsüberlegungen spielen eine Rolle. 

Flächenschonung und Umnutzung statt 

Neuausweisung von Gewerbeflächen ist 

deshalb eine zentrale Zielsetzung. Kom-

munen stellen Flächen zunehmend in 

Kooperation als gemeinsame Gewerbe-

gebiete oder im Rahmen einer gemein-

samen regionalen Vermarktung zur Verfü-

gung. Zentral gelenkte Flächenpools, bei 

denen die kommunale Ebene die Steue-

rungsfähigkeit der Flächenbereitstellung 

abgibt, werden nicht als bedarfsgerecht 

angesehen.

9. Innovation braucht 
Unterstützung!

Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen 

und Regionen wird getrieben von Inno-

vationsfähigkeit. Sie zu Produkten oder 

Prozessen zu machen, gelingt nur dort, 

wo sie gewollt sind und wo der erfor-

derliche Nährboden aus Wissen, Unter-

nehmen, materiellen, finanziellen und 

organisatorischen Bedingungen vorhan-

den ist. Wirtschaftsförderung kann diese 

Bedingungen verbessern. Sie kann die 

richtigen Produzenten, Lieferanten und 

Wissenseinrichtungen verbinden. Die 

wesentliche Aufgabe und Leistung ist es, 

eine Innovationsatmosphäre durch Ver-

netzung von Ausbildung, Entwicklung 

und Forschung mit Schülern, Studenten 

und Arbeitnehmern zu schaffen.

Über die Vernetzung hinaus schafft 

Wirtschaftsförderung auch Raum für 

Innovationen durch Bereitstellung oder 

Vermittlung von Immobilien. Davon profi-

tieren kreative Unternehmen ebenso wie 

Unternehmen, die betriebliche Innovati-

onen umsetzen.

10.  Einzelhandel in 
Stadtentwicklung 
integrieren!

Handelseinrichtungen bedeuten die Ver-

sorgung mit allen lebensnotwendigen 

Gütern. Sie sind zentraler Bestandteil der 

Daseinsvorsorge. Für Wirtschaftsförde-

rung ist Einzelhandel ein zentrales Hand-

lungsfeld für Stadt- und Standortent-

wicklung. Attraktivität oder Verödung von 

Gemeinden hängt zu großen Teilen von 

der Entwicklung im Fach- und Einzelhan-

del ab. Die Standortansprüche des Han-

dels passen nicht immer zur Gemeinde-

entwicklung. Wirtschaftsförderung muss 

städtebaulich integrierte Standorte ermit-

teln und entwickeln, um Zentren attraktiv 

zu halten. Sie verfügt über die fachlichen 

Grundlagen, die Politik bei kooperativen 

regionalen Entscheidungen über Stand-

orte und Ansiedlungen zu beraten.



Konzeption und Druck: 
Verlag WINKLER & STENZEL GmbH · Postfach 1207 · 30928 Burgwedel
Telefon 05139 8999-0 · Telefax 05139 8999-50
E-Mail: info@winkler-stenzel.de · Internet: www.winkler-stenzel.de

Marienstraße 6 · 12207 Berlin 
Telefon 030 77307-0 
Telefax 030 77307-200
E-Mail: dstgb@dstgb.de
www.dstgb.de

© 2013 – ein Produkt der DStGB Dienstleistungs GmbH

Deutscher Städte-
und Gemeindebund

Deutscher Städte-
und Gemeindebund
www.dstgb.de

Bisher in dieser Reihe erschienen

No. 117 Bürgerbeteiligung bei kommunalen Vorhaben 
und in der Stadtentwicklung 6/2013

No. 116 Städte und Gemeinden gestalten den demografischen Wandel 
NUR ONLINE VERFÜGBAR 6/2013

No. 115 Besuchersicherheit 
Veranstaltungen zeitgemäß umsetzen – Herausforderungen 
für kleine und mittlere Kommunen 6/2013

No. 114 Strategie: Erneuerbar! – Handlungsleitfaden für Kommunen zur 
Optimierung der Wertschöpfung aus Erneuerbaren Energien 4/2013

No. 113 Reformkurs einschlagen – Erfolge sichern: Bilanz 2012 
und Ausblick 2013 der deutschen Städte und Gemeinden 1-2/2013

No. 112 Demografiefeste Personalverwaltung – Sicherung leistungsfähiger 
Städte und Gemeinden der Zukunft – Praxisempfehlungen für Städte 
und Gemeinden mit Blick auf neue Herausforderungen der 
kommunalen Personalverantwort lichen durch Entwicklungen 
wie dem demografischen Wandel 
NUR ONLINE VERFÜGBAR 12/2012 

No. 111 Kommunale Handlungsmöglichkeiten beim Ausbau der Windenergie – 
unter besonderer Berücksichtigung des Repowering 
(Bestellungen von kostenlosen Print-Exemplaren ausschließlich 
bei der Kommunalen UmweltAktion U.A.N, Wiebke Abeling, 
E-Mail: abeling@uan.de) 11/2012

No. 110 Lebensräume zum Älterwerden – Anregungen und Praxisbeispiele 
für ein neues Miteinander im Quartier 12/2012 

No. 109 Von der Gerätegebühr zur Betriebsstättenabgabe – Fragen und 
Antworten zum neuen Rundfunkbeitrag aus kommunaler Sicht 
NUR ONLINE VERFÜGBAR 10/2012

No. 108 Handlungsanweisung für eine qualifizierte Vergabe in der 
Denkmalpflege auf Basis der VOB/A – Professionelle VOB – Vergabe 
bei Sanierungsarbeiten in Denkmalen 5/2012

No. 107 Agenda 2020 – Bilanz 2011 und Ausblick 2012 der deutschen 
Städte und Gemeinden 1-2/2012

No. 106 Herausforderung Energiewende 12/2011

No. 105 Natur in Städten und Gemeinden schützen, fördern und erleben 
Gute Beispiele aus dem Wettbewerb 
„Bundeshauptstadt der Biodiversität 2011“ 11/2011

No. 104 Städtepartnerschaften – Instrument der „kommunalen Außenpolitik“ 
der Städte und Gemeinden 4/2011


